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Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 835/2014/APP/BV 
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 20.05.2014 
Bearbeiter: Heike Ramcke AZ: 3/904-490 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Finanzausschuss der Gemeinde Appen 17.06.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Appen 26.06.2014 öffentlich 

 
Genehmigung von Haushaltsüberschreitungen 
 
Sachverhalt: 
Die noch zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen belaufen sich gemäß Anla-
ge mit Stand vom 28.5.2014 im Verwaltungshaushalt auf 20.681,69 €. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
-entfällt- 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Deckung für Haushaltsüberschreitungen ist durch Mehreinnahmen bzw. Minder-
ausgaben bei anderen Haushaltsstellen gewährleistet.  
 
Fördermittel durch Dritte: 
-entfällt- 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung, die Haushaltsüberschrei-
tungen im Verwaltungshaushalt mit 20.681,69 € zu genehmigen.  
  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
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          Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen: Übersicht der Haushaltsüberschreitungen (Stand 28.5.2014)  
 
 
 



EUR EUR EUR EUR EUR
1 2 3 4 5 6 7 8

Verwaltungshaushalt
70000.673000 Abwassergebühren 332.000,00 345.652,74 13.652,74 0,00 13.652,74 Vorauszahlung 2014 357.912 €         

Abrechnung 2013  (Guthaben 12.259,26 €)
90000.832000 Kreisumlage 1.833.500,00 1.840.528,95 7.028,95 0,00 7.028,95 Durch die endgültig festgesetzte Grund- und 

Garantiebeträgen zur Errechnung der 
Schlüsselzuweisung 2014 von 1.055 € auf 
1.062 € und  695 € auf  702 € erhöhen sich die 
Umlagegrundlagen zur Berechnung der 
Kreisumlage bei gleichbleibendem 
Kreisumlagesatz

Summe 2.165.500,00 2.186.181,69 20.681,69 0,00 20.681,69
20.681,69 Stand 28.5.2014

Vermögenshaushalt
0,00 0,00 0,00
0,00 0,00 0,00

Summe 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
0,00 Stand 28.5.2014noch zu genehmigen im Vermögenshaushalt  =

Soll nach dem 
Haushaltsplan 
(einschließl. 
Nachtrags-
haushalt) 

Anordnungssoll Mehrbetrag
davon 
bereits 

genehmigt

noch zu genehmigen im Verwaltungshaushalt  =

Haushaltsüberschreitungen 2014 der Gemeinde Appen

Bezeichnung der 
HaushaltsstelleHaushaltsstelle Begründung

noch zu 
genehmigen
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Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 828/2014/APP/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 09.05.2014 
Bearbeiter: Diana Franz AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales 
der Gemeinde Appen 

27.05.2014 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Appen 17.06.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Appen 26.06.2014 öffentlich 

 
Jahresrechnung 2013 für den heilpädagogischen 
Nachbarschaftskindergarten Appen-Etz 
 
Sachverhalt: 
Die Jahresrechnung für das Jahr 2013 für den heilpädagogischen 
Nachbarschaftskindergarten Appen-Etz ist von der Lebenshilfe vorgelegt 
worden (siehe Anlage). 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Abrechnung wurde durch die Verwaltung vorgeprüft. 
 
Die Abrechnung schließt mit einem Guthaben von 9.229,22 Euro ab, dieser 
Betrag wird mit der Abschlagszahlung zum 15.11.2014 in Abzug gebracht. 
 
 
 
Finanzierung: 
Durch das Guthaben entstehen Minderausgaben bei der Haushaltsstelle 
46400.677000 in Höhe von 9.229,22 Euro. Eine Anpassung erfolgt zum 1. Nach-
tragshaushaltsplan der Gemeinde Appen.  
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales bestätigt / der Finanzaus-
schuss bestätigt / die Gemeindevertretung bestätigt die vorliegende Jahresrechnung 
für den heilpädagogischen Nachbarschaftskindergarten Appen-Etz für das Jahr 2013 
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mit dem vom Amt Moorrege festgestellten Ergebnis und dem sich daraus ergebenen 
Betriebskostenzuschuss in Höhe von 97.770,78 Euro und dankt dem Träger der Ein-
richtung für den im Jahr 2013 geleisteten Beitrag zur Ausgestaltung des Angebotes 
im Bereich der Kindertagesstätten.  
 
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Banaschak 
 
 
 
Anlagen: 
Jahresrechnung 2013  
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Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 830/2014/APP/BV 
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 09.05.2014 
Bearbeiter: Diana Franz AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales 
der Gemeinde Appen 

27.05.2014 nicht öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Appen 17.06.2014 nicht öffentlich 
Gemeindevertretung Appen 26.06.2014 nicht öffentlich 

 
Finanzierungsvertrag für den evangelischen St. Johannes Kindergarten 
Appen 
 
Sachverhalt: 
 
Über den Entwurf des Finanzierungsvertrages für den ev. St. Johannes Kindergarten 
Appen (liegt bereits vor) wurde bereits während der Sitzung des Ausschusses für 
Schule, Kultur, Sport und Soziales am 24.05.2012 und während der Sitzung des Fi-
nanzausschusses am 14.06.2012 beraten und von beiden Vertragsparteien Ende 
2012 unterzeichnet. 
Im April 2013 wurde vom Kirchenkreis die kirchenaufsichtliche Genehmigung verwei-
gert 
 
Am 06.08.2013 und 28.01.2014 haben gemeinsame Gespräche mit Vertretern der 
Kirchengemeinde, dem Vorsitzenden des Ausschusses für Schule, Kultur, Sport und 
Soziales, den Fraktionsvorsitzenden, der Verwaltung und dem Bürgermeister stattge-
funden. Die gemeinsam erarbeiteten Formulierungsvorschläge wurden vom Kirchen-
kreis Hamburg-West/Südholstein akzeptiert.  
 
Zielsetzung war nun, die Daten des 2008/2009 errichteten Anbaus in den Vertrag 
miteinzuflechten.  
Bei der Prüfung der Unterlagen durch die Verwaltung ist nun aufgefallen, dass der 
Kirchenkreis die entsprechenden Haushaltsmittel in Höhe von 103.684,27 Euro bis 
heute noch nicht abgerufen hat. In einem Schreiben der Verwaltung wurde der Kir-
chenkreis bereits am 27.03.2013 aufgefordert, die Haushaltsüberschreitung in Höhe 
von 4.587,67 Euro durch ausführliche Prüfungsunterlagen vorzulegen. Bis heute hat 
der Kirchenkreis keine Erläuterungen nachgereicht, um den gemeindlichen Beitrag in 
Höhe von 103.684,27 Euro zu erhalten.  
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Der Kirchenkreis wurde von der Verwaltung am 14.05.2014 nochmals aufgefordert 
die entsprechenden Prüfungsunterlagen einzureichen, damit diese Daten Bestandteil 
des Finanzierungsvertrages werden.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Schule, Kultur, Sport und Soziales empfiehlt / der Finanzaus-
schuss empfiehlt / die Gemeindevertretung beschließt, dem bereits vorliegenden 
Vertragsentwurf und der bereits vorliegenden Nebenabrede zuzustimmen/ nicht zu-
zustimmen. 
 
 
 
 
 
 
___________________ 
Banaschak 
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Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 825/2014/APP/BV 
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 07.05.2014 
Bearbeiter: Diana Franz AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Umweltausschuss der Gemeinde Appen 05.06.2014 öffentlich 
Gemeindevertretung Appen 26.06.2014 öffentlich 

 
Fracking "Resolution der Gemeinde Appen" 
 
Sachverhalt: 
Mit Schreiben vom 06.05.2014 (siehe Anlage 1) stellt die SPD der Gemeinde Appen 
den Antrag, die Resolution gegen Fracking (siehe Anlage 2) mit Unterstützung aller 
Fraktionen in den gemeindlichen Gremien zu verabschieden.  
 
Am 04.03.2014 fand beim Kreis Pinneberg eine Informationsveranstaltung zum 
Thema Fracking statt. Hierbei stand der Minister für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume, Herr Dr. Habeck, Rede und Antwort. 
 
Zusammenfasend lässt sich folgender Sachstand festhalten. 
Die Gemeinde Appen liegt im sogenannten Erlaubnisfeld I Elmshorn. Dieses Feld 
erstreckt sich von Elmshorn bis einschließlich Holm sowie von der Elbe bis Henstedt-
Ulzburg. Innerhalb dieses Feldes besteht für Unternehmen grundsätzlich die Mög-
lichkeit, bei Einreichen der entsprechenden Anträge, Fracking durchzuführen. 
Auch das Gemeindegebiet Appen liegt im Erlaubnisfeld 1 mit dem Naturschutzgebiet 
Tävsmoor. 
 
Das hierbei zu durchlaufende Verfahren besteht aus zwei Phasen. 
 
Das Ziel der ersten Phase ist eine sogenannte Aufsuchungsgenehmigung. Während 
der zweiten Phase wird eine Betriebsplanverfahrenserlaubnis angestrebt. 
 
Aktuell hat für Teile des Erlaubnisfelds Elmshorn, jedoch nicht für Teile der Gemein-
de Appen, die PRD Energy eine Aufsuchungsgenehmigung erhalten. Diese Geneh-
migung beinhaltet die Möglichkeit, seismologische Gutachten zu erstellen, Akten zu 
sichten, die Örtlichkeiten in Augenschein zu nehmen und ähnliche Voruntersuchun-
gen durchzuführen. Sie beinhaltet allerdings ausdrücklich keine Bohrerlaubnis. 
 
Eine Bohrerlaubnis würde sich erst aus der Betriebsplanverfahrenserlaubnis erge-
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ben. 
Beide Genehmigungen werden aufgrund des Bundesbergbaurechts erteilt. Hierin ist 
momentan keine Regelung enthalten, die Fracking grundsätzlich untersagt. Schles-
wig-Holstein brachte bereits eine Initiative zum Verbot  von Fracking in den Bundes-
rat ein, konnte hierfür jedoch keine Mehrheit gewinnen. Aktuell hat Schleswig-
Holstein eine neue Initiative in den Bundesrat eingebracht. Schleswig-Holstein ver-
folgt mit dem erneuten Vorstoß das Ziel, den Behörden mehr Versagungsmöglichkei-
ten bei Frackinganträgen an die Hand zu geben. 
 
Derzeit muss ein Antrag auf Fracking genehmigt werden; es sei denn, ein öffentlicher 
Belang steht diesem entgegen. Ein öffentlicher Belang könnte beispielsweise ein 
Wasserschutzgebiet, welches durch das Fracking betroffen wäre, sein. Allerdings 
muss dieser öffentliche Belang in der Betrachtung überwiegen. Hieran sind hohe An-
forderungen geknüpft, sodass in der Regel der öffentliche Belang dem Antrag nicht 
entgegen steht. 
 
Herr Habeck erklärte, dass das Land Schleswig-Holstein einen Aufstellungsbe-
schluss für einen neuen Landesentwicklungsplan (LEP) gefasst hat. Als neues lan-
desplanerisches Ziel gelten die Verhinderung von Fracking sowie die Kartierung des 
Untergrundes. Auf Grundlage dieser Ziele und dem Verfahren zur Aufstellung des 
Landesentwicklungsplanes wurde eine landesplanerische Veränderungssperre er-
lassen. Für die kommenden drei Jahre (Zeitraum der Neuaufstellung des LEP) wer-
den Anträge auf Fracking daher abgelehnt. Im Anschluss hieran ist Fracking lediglich 
mit Hilfe einer Änderung des Bundesbergbaurechts verhinderbar. 
 
Der Minister ermunterte die Anwesenden deutlich zur Abgabe von kritischen Stel-
lungnahmen, um eine entsprechende Rückendeckung für die Vorschläge zur Ände-
rung des Bundesbergrechtes zu erhalten. 
 
 
Der Amtsausschuss des Amtes Moorrege hat bereits auf seiner Sitzung vom 
26.03.2014 eine Resolution gegen Fracking verabschiedet.  
Mit dieser Resolution möchte die Gemeinde Appen auch die Resolution des Amts-
ausschusses Moorrege unterstützen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Abgabe einer gemeindlichen Stellungnahme bekräftigt die geschlossene Ableh-
nung des Frackings innerhalb der Gemeinde Appen. Eine Resolution der Gemeinde 
Appen fällt gewichtiger aus, als die Abgabe einzelner Stellungnahmen von Appener 
Bürgern. Daher sollte die beigefügte Resolution verabschiedet werden, um den 
Druck auf die Landespolitik zu erhöhen  
 
 
 
 
Finanzierung: 
entfällt 
 
 
 
 



Beschlussvorschlag: 
Der Umweltausschuss empfiehlt/ die Gemeindevertretung beschließt, die beigefügte 
Resolution gegen Fracking abzugeben. 
 
 
 
__________________ 
Banaschak 
 
 
 
Anlagen: 
Anlage 1: Antrag der SPD vom 06.05.2014 
Anlage 2: Resolution der Gemeinde Appen gegen Fracking 
Anlage 3: Lageplan der Erlaubnisfelder 
Anlage 4: Karte der Wasserschutzgebiete im Kreis Pinneberg 
Anlage 5: Karte der Landschaftsschutzgebiete im Kreis Pinneberg  
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Gemeinde Appen 
 
 

Antrag 
 

Vorlage Nr.: 842/2014/APP/AN 
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 28.05.2014 
Bearbeiter: Uwe Denker AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Bauausschuss der Gemeinde Appen 10.06.2014 nicht öffentlich 

 
Antrag der SPD-Fraktion Appen - Verlagerung des Gemeindebauhofes in 
das erweiterte Gewerbegebiet 
 
Sachverhalt: 
 
Der Antrag der SPD-Fraktion (s. Anlage) befasst sich mit der Verlagerung des Ge-
meindebauhofes ins Gewerbegebiet. 
Wegen der Kürze der Zeit (Eingang 26.05.2014) konnten die aufgeworfenen Fragen 
nicht komplett und umfassend beantwortet werden. 
 
Es wurde nur der ungefähre Platzbedarf ermittelt. 
 
Flächenbedarf für Mitarbeiter   ca. 100 m² 
Flächenbedarf für Fahrzeuge/Geräte  ca. 400 m² 
Grundstücksfläche   > ca. 2500 m² 
 
 
 
Finanzierung: 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt die Inhalte des Antrages ausführlich zu beantworten. 
 
 
 
Anlagenverzeichnis: 
 
Antrag SPD 
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Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 827/2014/APP/BV 
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 08.05.2014 
Bearbeiter: Sylvia Schippmann AZ: 7/906.7111/-2 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Gemeindevertretung Appen 26.06.2014 öffentlich 

 
Ausschreibung gemeindlicher Gebäude- und Inhaltsversicherungen 
 
Sachverhalt:  
 
Die Verträge für die Gebäude- und Inhaltsversicherungen der Gemeinde Appen be-
stehen zurzeit bei der GENERALI Versicherung. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Das Gemeindeprüfungsamt hat  bei der überörtlichen Prüfung des Amtes Moorrege 
und der amtsangehörigen Gemeinden eine Überprüfung der vorhandenen Versiche-
rungsverträge angeregt. Durch einen Versicherungsberater wurde 2013 auf der Ba-
sis der Versicherungssummen (Gebäude und Inhalt) aller amtsangehörigen Ge-
meinden ein Vergleich der Versicherungsprämien vorgenommen. Sofern die Versi-
cherungen aller Gemeinden in einem Paket neu ausgeschrieben werden, wäre eine 
Minderung um insgesamt rd. 13.000 €/jährlich möglich. Diese Einsparungsmöglich-
keiten sind nur zu erwarten, wenn sich alle amtsangehörigen Gemeinden an einer 
Ausschreibung beteiligen, da sich das ermittelte Einsparungspotenzial auf die Ge-
samtversicherungssumme aller amtsangehörigen Gemeinden, des Amtes Moorrege 
und des Schulverbandes bezieht. 
 
 
 
Finanzierung: ./.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: ./. 
 
 
Beschlussvorschlag:  
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Die Gemeindevertretung Appen beschließt die Teilnahme an einer Ausschreibung. 
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Banaschak 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen:  
 
 
 



 
Gemeinde Appen 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 848/2014/APP/BV 
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 06.06.2014 
Bearbeiter: Jens Neumann AZ: 3/700-710 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 
Gemeindevertretung Appen 26.06.2014 öffentlich 

 
Satzungsrecht des AZV Pinneberg 
 
Sachverhalt: 
Mit anliegendem Schreiben von 02.06.2014 erläutert der Abwasser-Zweckverband 
Pinneberg, dass aus formalen Gründen von allen verbandsangehörigen Gemeinden 
der Abschluss eines gemeinsamen öffentlich-rechtlichen Vertrages erforderlich ist, 
um die Aufgabe der Abwasserbeseitigung als eigene  Aufgabe wahrnehmen zu kön-
nen.  
Zu den ursprünglichen Aufgaben des AZV Pinneberg gehört die „Abwassersamm-
lung“ und das „Klären der Abwässer“ für die Verbandsmitglieder. 
Im Jahr 2006 hat die Verbandsversammlung des Abwasser-Zweckverbandes Pinne-
berg einvernehmlich beschlossen, die „Abwasserbeseitigung“ als weitere mögliche 
Aufgabe in die Zweckverbandssatzung aufzunehmen.  
Mit der Änderung der Verbandssatzung war es den Gemeinden freigestellt, die eige-
ne Aufgabe „Abwasserbeseitigung“ auf den AZV zu übertragen.  
Von der Option zur Übertragung der Aufgabe der Abwasserbeseitigung an den AZV 
haben einzelne Gemeinden Gebrauch gemacht und einen gesonderten öffentlich-
rechtlichen Vertrag abgeschlossen.  
Um jedoch die Aufgabe der Abwasserbeseitigung in diesen Fällen von einzelnen 
Gemeinden übernehmen zu können, wäre neben der erfolgten Änderung der Ver-
bandssatzung auch der Abschluss eines gemeinsamen öffentlich-rechtlichen Vertra-
ges  aller Verbandsmitglieder erforderlich gewesen.  
Diese formelle Erweiterung des ursprünglichen Vertragsverhältnisses zwischen den 
verbandsangehörigen Gemeinden wird nunmehr nachgeholt und bedarf einer Zu-
stimmung aller Verbandsmitglieder. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Unabhängig von der erforderlichen Zustimmung zu diesem öffentlich-rechtlichen Ver-
trag bleibt es jeder Gemeinde auch zukünftig vollkommen freigestellt, die Aufgabe 
der Abwasserbeseitigung an den AZV zu übertragen. Eine Verpflichtung zur Übertra-
gung der Aufgabe ergibt sich durch die Zustimmung zu diesem öffentlich-rechtlichen 
Vertrag nicht. 
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Das Einvernehmen aller Verbandsmitglieder ist zwingend erforderlich, damit der AZV 
Pinneberg auch weiterhin berechtigt ist, die Aufgabe der Abwasserbeseitigung für 
einzelne Gemeinden wahrzunehmen.  
Nach § 28 GO handelt es sich bei der Änderung öffentlich-rechtlicher Vereinbarun-
gen um eine vorbehaltene Entscheidung der Gemeindevertretung, so dass die  Zu-
stimmung der jeweiligen Gemeindevertretung erforderlich ist. 
 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Gemeinden haben keine  finanziellen Nachteile, da lediglich die formellen Vo-
raussetzungen geschaffen werden, um für interessierte Gemeinden eine Übertra-
gung der Abwasserbeseitigung auf den AZV zu ermöglichen bzw. nachträglich zu 
legalisieren.  
  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
- entfällt - 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung stimmt dem als Anlage beigefügten Entwurf des öffentlich-
rechtlichen Vertrages zur Übertragung der vollständigen Aufgabe der Abwasserbe-
seitigung der Verbandsmitglieder auf den Abwasser-Zweckverband Pinneberg zu.    
 
 
 
 
__________________ 
Lorenzen 
1. stv. Bürgermeister 
 
 
Anlagen: 
Schreiben des AZV Pinneberg vom 02.06.2014 
Entwurf des öffentlich-rechtlichen Vertrages zur Übertragung der Abwasserbeseiti-
gung auf den AZV Pinneberg 
  
 
 
 



Ö  14












	Vorlagendokumente
	TOP Ö  4.1 Antrag  auf Änderung des Protokolls zur Sitzung der Gemeindevertretung Appen am 27. März 2014
	Antrag auf Protokolländerung  826/2014/APP/BV

	TOP Ö  7 Genehmigung von Haushaltsüberschreitungen
	Vorlage  835/2014/APP/BV
	Haushaltsüberschreitungen 2014 bis 28.5.2014  835/2014/APP/BV

	TOP Ö  8 Jahresrechnung 2013 für den heilpädagogischen Nachbarschaftskindergarten Appen-Etz
	Vorlage  828/2014/APP/BV
	Jahresrechnung 2013  828/2014/APP/BV

	TOP Ö  9 Finanzierungsvertrag für den evangelischen St. Johannes Kindergarten Appen
	Vorlage  830/2014/APP/BV
	Schreiben der Verwaltung vom 27.03.2013  830/2014/APP/BV
	Schreiben vom Kirchenkreis vom 21.03.2013  830/2014/APP/BV

	TOP Ö  10 Fracking "Resolution der Gemeinde Appen"
	Vorlage  825/2014/APP/BV
	Anlage 1 Anrtrag der SPD  825/2014/APP/BV
	Anlage 2 Resolution  825/2014/APP/BV
	Anlage 3 Lageplan der Erlaubnisfelder  825/2014/APP/BV
	Anlage 4 Karte der Wasserschutzgebiete  825/2014/APP/BV
	Anlage 5 Karte der Landschaftsschutzgebiete  825/2014/APP/BV

	TOP Ö  11 Antrag der SPD-Fraktion Appen - Verlagerung des Gemeindebauhofes in das erweiterte Gewerbegebiet
	Vorlage  842/2014/APP/AN
	SKMBT_C45414052811230  842/2014/APP/AN

	TOP Ö  12 Anschluss an das Breitbandnetz (Antrag der SPD-Fraktion Appen)
	Antrag SPD Appen - Anschluss an das Breitbandnetz  847/2014/APP/AN

	TOP Ö  13 Ausschreibung gemeindlicher Gebäude- und Inhaltsversicherungen
	Vorlage  827/2014/APP/BV

	TOP Ö  14 Satzungsrecht des AZV Pinneberg
	Vorlage  848/2014/APP/BV
	Schreiben des AZV vom 02.06.2014 mit Entwurf des öffentlich-rechtlichen Vertrages  848/2014/APP/BV



